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1Die Revision der beigeladenen Bundesversieherungsanstalt

j für Angestellte gegen das Urteil des Landéssezialgericht3
'RheinländéPfalz vom 310 März 1965 wird zurückgewiesenof

Die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte hat der bei«
vgeledenen Firma Dinglerwerke AG die dieser entstandenen

außergerichtlichen Kosten des Revisionsverfahrens zu erep

statteno } ‘4b

g__r_ü_nd e =

Diebeigeladene Firma D:?
........I:: ...............“AG ("F3 ") geWährt.ihré■

Betriebsangehörigen Erholungsbeihilfenp bei denen dasjzustänf
_

dige Finanzamt die Lohnsteuer tom Arbeitgeber nach einem ‘

.festen Pauschsteuersatz von der Gesamtsumme der hierauf ent— {*

fallend_en Aufwendungen des Arbeitgebers erhebto

Die
beklagte

Betriebskrankenkasse

(BKK) hielt die Erhölungb»

beihilfen für .beitragspflichtig und forderte die Fe„ mit Bea

scheid vom 18° _Dezember 1962 auf, die auf die Erholungsbei—
hilfen der Jahre 1961 und 1962 entfallenden Sozialvereiche—

.
rungsbeiträge nachzuentrichten° Auf den an demselben Tag

erhobenen Widerspruch der Eee hin gab die Widerspruchsstelle

der BA’K — wiederum am gleichen Tag „ dem Widersp1 uch stattu

Mit Schreiben vom 19° Dezember 1962 verständigte die BKK_
\,die LandesVersicherungsanstalt Rheinland—Pfalz (LVA) davon?

daß sie die Fee zur Nachentrichtung der Sozialversieherungs»
beiträge für die Erholungsbeihilfen 1961 und 1962 aufgefor=

dert hätte, dieser Bescheid aber durch ihre WiderspruchsM

stelle aufgehoben werden sei; ihr Schreiben enthält keine
Rechtsmittelbelehrung„

Die LVA hat am 4° Juni 1963 Klage mit dem Antrag erhoben9 den

.
ursprünglichen Beitragsnachforderungsbescheid der BKK wiederw

herzustelleno

„ 3 „.
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Während des RechtSStreits
hat die BKK auch für die Erho—

3„1unngeihilfen des Jahres 1963 Sozialversicherungsbeiu '
lträge verlangt (Schreiben vom 170 Dezember 1963) Dem

Wider3prueh der Fa° gab die Widerspruchsstclle der BKK

-wiederum statt (Bescheid vom 23° Dezember 1963) Auch

_. gegen diesen Bescheid erhob d1e BVA am 23 Januar 1964

" K1age°

Das Sozialgericht (se) hat beide Sachenmiteinander-
vcrbunden und die Bundesversicherungsanstalt für Ange—

stellte (BfA) sowie die Bundesanstalt für Arbeitsvermitt—

lung_und 1rbeitslosenvérsicheruhg (BfArb) beigeleden° Es-

' hat die Klage abgewiesen (Urteil vom 170 November1964)„

“leergegen hat die BfA Be'rufung einge1egt mit dem Antrag‚

' das
angefoohtene

Urteil sowie di'e angefochtenen

.Bescheide aufzuheben und festzustellen? daß 'die
_von'der_Fao gétragenen Aufwendungen für Urlaubs-

'verschickungen zum beitragspflichtigen Entgelt
gehören und bei der Beitragsberechnuhg für.die

'=Rentenver31cherung der Angestellten zu berück—

sichtigen'sindp

Die beigeladene BfArb hatte sich dem Antrag angeschlosseno

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung zurückge—

wieSen; die Revision wurde zugelassen (Urteil vom 31 März

1965)0 Es ist davon ausgegangen daß Erholungsbeihilfen
lohnsteuerpflichtiges Entgelt darstellten9 das nach dem

Gemeinsamen Erlaß des Reichsfinan2miniSters und des
'Reichsarbeitsministers

vom 100 September 1944 + GemoErlo —
_(AN 19449 281) auch grundsätzlich beitragspf110htig wäre

;zzwenn keine der im Gem Brl„ crenannten Ausnahmen durchgriffeo‚

Das sei aber bei den f1ag1163hen Erholungsbéihilfen der F31.J.a'

„4„
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>rj4-r

Sie seien im SinnedesAbs°1 Nr„ 4 desGem„Eri„i„v„mg
@35 a der Lohnsteuer—Durchführungsverordnung1962 ' LStDV
1962- (BGBlI 622) pauschalbesteuert werdenunddaherbei
der Bemessung der Sozialversicherungsbeiträge nicht zu be—

rücksichtigen°

Gegen.diescs Urteil hat die beigéladene BfA Revision mit l

dem Antrag eingelegt5

'das angefochtene Urteil; das Urteil des SG Vom
_ _

l7b November 1964 sowie die angefochtenen Beschéide

der beklagten BKK aufzuheben und festzustellen, daß

die von der Fa; getragenen Aufwendungen für Erholunngs-

beihilfen bei der Beitragsberechnung für die Ange—
stelltenversicherung zu berücksichtigen sind„

Zur Begründung hat sie ausgeführt; Zu Unrecht habe das LSG

« auf die nach 5 35 a LStDV 1962 pauschalbesteuerten Erhö-
lunngeihilfen Abs‚'l Nr; 4 des Gem„gErl° angewendet° Ur—
sprünglich seien nur die Vom Reichsminister der Finanzen‘

selbst zugelassenen Fälle der Pauschalbesteuerung von der

genannten Bestimmung erfaßt wordeno Nach Wegfall der Ermächn
tigung des Ministers zu gesetzesvertretenden Rechtsverordw

nungen könnten nur bundeseinheitliche Regelungen? die zu

einer einheitlichen Handhabung führten? unter Abs° l Nr° 4

des Gem„ErI„ falleno Das gelte in bestimmtem Umfangs für

die vermögenswirksamen Leistungen nach dem Gesetz zur Form

derung der Vermögensbildung der Arbeitnehmer vom 120 Juli

l96l (BGBl I 909)° Hingegen solle @ 35 a LStDV - ebenso wie
5.35 b aaO — nur die Lohnsteuerberechnung erleichterno
Steuertechnische Erleichterungen könnten jedoch nicht den
Entgeltcharakter von Bezügen in der Sozialversicherung
beeinträchtigenu Trotz der bundeseinheitlichen Geltung des
% 35 a LStDV könne auch deshalb nicht von einer bundeseinw

heitlichen Ordnung der Pauschalbesteuerung von Erholungsbeiw

hilfen gesprochen Werden‚ weil es im Ermessen des Finanzamts

liege? wenn es die in 5 35 a LStDV genannte Voraussetzung «

_ 5 _
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- 5__-

Vié■ nämlich di_é Erhölungsbeihilien Vöm Arbeitgeber “in
'einer größeren Zahl von Fällen im Kalenderjahr gewährt
würden Ü— als erfüllt ansehen

Die beigélädene Fe„ hat beantragt„

-;33_ die Revision zurück2uweiseno‘

Die übrigen Beteiligten haben von einer Stellungnahme

abgeseheno

'Sämtliehe Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne
mündliche Verhandlung einverstandena_

‚Iif

'Die Revision der BfA ist
unbegründet°

Zu Recht haben
die Vorinstanzen die angeföchtenen Widérsnruchsbescheide

lder beklagten BKK mit denen die WiderSpruchsstelle dieser

BKK deren
Beitragsbescheide

aufgehoben hat; für rechtmäßig

erachteto .

Strittig ist nurnochg ob die von der Fao ihren Arbeit+

nehmern in den Jähren 1961 bis 1963 gewährten Erholungs—

;beihilfen zur Angestelltentersicherung beitragspflichtig

eindo Die BfA ist nach ihrer Beiladung im ersten Rechtes
zug der urSprünglich nur von der LVA erhöhenen Klage als

'Klägerin hinzugetreten dadureh9 daß Sie die Widerspruchs—
bescheide der BKK angefochten hat‚ soweit sie die Beitrags—
pflicht zur Angestelltenversicheruhg betrafenb. Diese „_

nach den Grundsätzen der zulässigen _Klageänderung (@ 99.

Abs° l und 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG-) zu beur—

teilehde — Klageerweiterung unterliegt keinen Bedenkeno
Inébe$onderé ist die BfA ihres Anfechtungsrechts_nicht

‚deshalb Verlustig gegangen5_weil sie die Widerspruchsbe»

.»6—
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scheide erst nach ihrer Beiladung angefochten hat„ Die
Anfechtungsfristen laufen bei einem Ver■altungsakt mit

mehreren Beteiligten für jeden Beteiligten gesondert von

der Bekanntgabe des Verwaltungsakts an ihn (vglo BSG 259 34?
35)„ Da die BfA erst durch die Beiladung von den sie'bem‘
schw0renden Widerspru0hsbescheiden der BKK erfahren hats

sind diese? soweit sie die BfA betreffen? rechtzeitig an»
gefochteno

Die Anfechtung ist jedoch unbegründet° Wie der Senat Zu—

letzt in seinem Urteil vom 180 März 1966 (BSG 249 2819 284 fo

mit weiteren Nachweisen) näher dargelegt'haty bleiben Er—

holungsbeihilfen5 für die ein Arbeitgeber unter den Voraus-
setzungen des 5 35 a LStDV 1959 die pauschal bemessene

‘Lohnsteuer trägt5 bei_der Bemessung der Beiträge zur Sozial—

versicherung außer Ansatz° Der„Senat hält an dieser Auf—
_

fassung trotz der hiergegen von
der Revision vorgetragenen

Bedenken (vglt auch_vtAltrockg Wege zur 802ialversicherung

19665 97) fest° Der GemoErlo ist — mit den notwendigen An—

passungen an die staatsrechtlichen Veränderungen — in Kraft

geblieben„ Somit ist auch Abschn0 l Nrc 4 des GemoErlo sinne

gemäß auf die heutigen Verhältnisse zu übertragen: Dem ur—
sprünglichén Erfordernis‚ daß die Zulassung der Pauschale

besteuerung für bestimmte Bezüge vom Reichsministor der

Finanzen ausgesprochen sein mußte9 entspricht heute? daß

die Pauschalbesteuerung für bestimmte Bezüge rechtssatzmäßig

— und damit "einheitlich und allgemein5 nicht beschränkt auf

konkrete Fälle der Lohnsteuerpflicht" (BSG 249 71„ 73) ” zu—
gelassen ist„

Dabei bringt der hier verwandte Rechtsbegriff "Zulassung"

nur zum Ausdruck? daß die Pauschalbesteuerung eine Sonderw

form der Besteuerung darstellt; die für bestimmte Bezüge
nicht ein für allemal vorgeschrieben ist? sondern bei Er—
füllung bestimmter Voraussetzungen im Ermessen des Berechw

tigten steht (BSG249 73 fc); Im gleichen Sinne regelt
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_ 7 _j

@ 42 a des EinkommenSteuergesetzes q1e "Zulassung" der

Pauschalhesteuerunge

Hinzutreten muß zur Beiträgsfreiheit der zur Pauschalbe+
'steuerung zugelassenen Bezüge? daß sie auch tatsächlich“

pauschal besteuert werden„ Das erfordert der Grundgedanke

des GemQErlog wie er in Abschn° 1 Satz 1 aoaoo° zum Aus„

druck kommt„ nämlich die_ Beiträge zur Sozialversicheruhg

grundsätzlich von dem Betrag
zu berechneander für die

Berechnung der Lohnsteuer maßgebend istc Würden zur Bau—'

schalbesteuerung zugelassene Bezüge‚ wie voAltrock (aaO
‚„

SO 102 fo) unter Bezugnahme auf eine nicht signierte
_ _Meinungsäußerung in den "Anmerkungen" in Reichsarbeitse'7

blatt 19449Teil v (Soziales DeutSChland)‚'3o2 511f„
annimmt auch dann beitra gsfrei_ sein9 wenn der Arbeit-; "“

_geber von dem Recht der Pauschalabgeltung keinen Gebrauch'

’gema_cht hat, so \vürde der die Regelung des 'Gem° Erl tragen»

“de Vere1nfachungsgedanke geradezu in s'ein 'Gegenteil v'er—
kehrto Der für die Berechnung der Lohnsteuer maßgebende 4_f3

. Betrag könnte in diesem Falle gerade nicht zur Ablesung
in der Tabelle für den ehtsprechenden Betrag der Beiträge

zur _Sozialversicherung verwendet werden[) Ohne daß wenigstens
“der 'Vereinfachungsgedanke zum Zuge käme‚ würde Arbeitsent—

gelt9 das als solches nach der allgemein gültigen Regelung

zur Lohnsteuer herangezogen wird„ in der Sozialversicherung
beitragsfrei sein°

‘ Daß diese Auffassung nicht dem GemoErlo entspricht? zeigt

_
die insoweit klarere Nro 5 des Abschno 1 des Gem■a‘.rl°9 wo"

nach Bezüge? die mit den festen Steuersätzen des @55 der
'-Lohnsteuer—Burchführungsbestimmungen 1939 -L3tDB 1939”

(BGBl I 449) versteuert wurden9 für die Berechnung der
'Beiträge—Zur=Sozialversicherung außer Ansatz blieben;
Nicht immer wurden die "sonstigen? insbesondere einmaligen
Bezüge" mit den festen Steuersätzen des @35 Abs„ 1 LStDE

„ 8 _
„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


1939 versteuerto Sie konnten uoUo_(vglo @35 Abs° 2 LStDB
*l939)'auch "normal" — d„h° einbezogen in den Gesamtbetrag5

bei dem—die Lohnsteuer durch Ablesung in der Steuertabelle
.ermittelt wird —

vérsteuert werdeno Die sich mit dem Zweck

der Regelung deckende Fassung.der Vorschrift läßt keinen
' ’"Zweifel daran‚daßnur die tatsächlichmit denfesten_8teuer—

‚sätzen des 5 35 LStDB 1959 versteuerten Bezüge beitragsfrei
1blieben; anderenfalls hätte man die "sonstigen? insbesondere

einmaligen Bezüge" schlechthin in Absehno l Nr° 5 des Gemo V

Erl„ aufgeführte

Der Revision ist zuzugeben$ daß diese Auffassung dazu führt?

däß der Sachenach gleiche Bezügeim Beitragsrecht der_Sozialm
versicherung unterschiedlich behandelt werden‚ je nachdem„ ':

ob sie lohnsteuerrechtlich einer bestimmten Sonderform der

Besteuerung unterworfen sind oder nicht° Auch ist richtig‚

daß die Einführung lohnsteuerrechtlicher Senderbesteuerungs«
‘ arten häufig nur dem Zweck dient5 die Steuererhebung zu ver”

einfacheng_ohne daß von der Aufgabenstellung des Beitrags—
rechts her gesehen ein innerer Grund für die unterschied«

lichen beitragsrechtlichen Folgen ersichtlich ist° Indessen

richtet sich diese Kritik gegen den Grundgedanken des Gemo

Erl09 wie er in diesem klar zum Ausdruck gekommen ist„ Der

GemoErlo betont in geradezu auffälliger Weise in Abschno i

Nr° 4 % "Bezüge? für die ich„ der Reichsminister der Einen»
"zenp Pauschalbesteuerung zugelassen habe oder zulassen werde"

— die Vorhand der steuerlichen Rechtssetzung und ihre Frei“
heit von irgendwelchen Bindungen an beitragsrechtliche Gem

sieht3punkteo Diese hatten auch bei den im Zeitpunkt des Ihm

krafttretens des Gem„Erl0 gültigen Zulassungen von Pauschal"

besteuerung m
insbesondere bei den Bezügen der Aushilfskräfte

in der Land—und Forstwirtschaft (Erle v„ 2° Juni 19439
'RStBl So 457) und den Aufwendungen des Arbeitgebers für die

‘_Zukunftssieherung der Arbeitnehmer (Erlo vc 220 Dezember 19419
RStBl So 969) — keine Rolle gespielt„
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...9,..

Daß der GemoErla eine so
weitgehende Transmissionswirkung

_des Steuerrechtsp soweit es den für die Bemessung der Lohn—
steuer maßgebenden Betrag regelt9 auf das Beitragsrecht der

Sozialversicherung festgelegt hat, beruht allein auf dem
Gedanken‚ dadurch den Lohnabzug für die_mit dem Lohnabzug
betreuten Stellen zu vereinfachen0 Ob diese Zielsetzung

"mit dem_GemtErle voll erreicht ist‚ kann dahinstehen;
diGSe_Frage berührt nicht die Verbindlichkeit des Gederlo„

auch nicht nach Inkrafttreten des Grundgesetzes (GG)o Der‚'

allgemeine Gleichheitssatz (Arte 3 Abso 1 -GG) ; und auch
der versicherungsmäßige Grundsatz der Gleichbehandlung

'der Versicherten
— ist durch die differenzierende Behand4

lung der Entgelte im Beitragsrecht‚ jehecihdem9 ob sie
‚der Pauschalbesteuerung unterzogen wurden; nicht verletzto

Diese Regelung mag unzulänglich sein° Sie ist jedoch nach
dem ihr zugrunde liegenden Zweck der Vereinfachung des

Lohnabzugsjedenfalls nicht willkürlich;

Solangeder Gesetzgebernieht die durchdenGemoErloher—
gestellte Bihdung des Beitragsrechts an das Lohnsteuerrecht

beseitigt hat5 muß daher der Gem° Erle — insbesondere auch

sein Abschne 1 Nro 4 — unter sinngemäßer Anpassung an die

staatsrechtlichen Veränderungen angewendet werden„ Entgegen

der Auffassung der Revision hat die neuere Gesetzgebung des

Bundes diese Bindung unberührt gelassen„ Die Regelung in 5 11
des Gesetzes zur Förderung der Vermögensbildung der Arbeit—

;nehmer vom 12„ Juli 1961 (BGBl I 909)„ seit dem 10 April
1965 ersetzt durch 5 13 des Zweiten Vermögensbildungsgesetzes

vom 1„ Juli 1965 (BGBl I 585)? wonach vermögenswirksame Leim
stungen des Arbeitgebers an die Arbeitnehmer in bestimmtem
Umfang kein Entgelt im Sinne der Sozialversicherung darw

stellen9 ist vielmehr ein erster Söhritt zur Wiederherstel—
lung des eigenständigen Entgeltsbegriffs der Sozialversie

cherung° Unabhängig von der steuerrechtlichen Behandlung

Amilo
-
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der vermögenswirksamen Leistungen (vgl„ dazu @ 10 des Ge»

setzes von 1961 und 5 12 des Gesetzes von 1965) ist durch
die genannten_Vorschriften'ein Beitrags—Sonderrecht für ver—
mögenswirksame Leistungen geschaffen worden° Insoweit

gilt der Gem.,‘Erl° nicht° Eine darüber hinausgehende — allge—
meine

— Wirkung kann jedoch den beitragsrechtlichen Regelun—

gen der Vermögensbildungsgesetzé nach ihrem Wortlaut und‘

Zweck nicht beigemessen Werden°

Das gleiche gilt von Art° 2 des Steueränderungsgesetzes 1961

vom 13„ Juli 1961 (BGBl I 981), wonach die Bundesregierung
ermächtigt wird, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des

Bundesrats zu bestimmen, daß Bezüge von Aushilfskräften in

der Land—und ForstwirtSchaft, für welche die Pauschalbe—
steuerung bei der Lohnsteuer zugelassen ist oder zugelassen

-wird‚ für die Berechnung der Beiträge zur Sozialversicherung

außer Ansatz bleiben° Einer solchen Rechtsverordnung bedürf—

te es zwar nach der richtig verstandenen Nr° 4 des Abschn° 1

des Gem.,Erl° nicht° Indessen muß bei dieser Ermächtigung

berücksichtigt werden, daß sie zu einer Zeit erteilt wurde,

als die Fortdauer der Geltungskraft des Gem‚Erl. und seine

Tragweite auch in der Rechtsprechung noch sehr umstritten

waren„ Sie ist deshalb wohl als vorsorgliche Regelung zu

verstehen, die sicherstellen soll, daß eine seit Inkraft—

treten des GemoErl° gültige Koppelung von Beitragsfreiheit

und Pauschalbesteuerung einer bestimmten Bezugsart auf „.
jeden Fall erhalten bleibt°

‚
Demnach ist an den in der Entscheidung vom 18° März 1966
(BSG 24, 281, 284 f„) därgelégten Grundsätzen zur beitrage—
rechtlichen Beurteilung ton’Erholungsbeihilfen festzuhalten„

Was in dieser Entscheidung zu 5 35 & LStDV 1959 ausgeführt

ist, kann ohne Einschränkung auf die für die hier in Rede
stehenden Erholungsbeihilfen der Jahre 1961 bis 1963 über—

tragenwerden(vg1°@35-aLstnv 1959icd‚F„ vom22„ Juli
1959 — BGBl I 477 — unter Berücksichtigung der Ergänzungsvern
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ordnungen vom 30° Dezémber l959 »MBGBI I 1960 I 1— und vom
‚

284Juli 1961„_BG31ÜIQ1195939wié„s35&LStDV1962indoF„
V9m4184september1962e—BGB1‘11621é)„'Für.diegenannten
Erholühgsbeihilfen Sind somit keine Beiträge zur $ozialver—V
sicherung

zu entridhteng .

Die Revision der BfA mußte daher zurückgewiesen_werden‚

Die Kogtenentscheidung-beruht auf 9 195 AbSo 1 SGG°
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